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BAULEITPLANUNG DER GEMEINDE RANSTADT 

Ergänzungssatzung „Die Niedergärten“ in der Gemarkung 

Dauernheim 

Abwägung der während der Zeit vom 11.03.2019 - 12.04.2019, 

nach § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen 

STELLUNGNAHME: Hessen Mobil  Vom 10.04.2019 

Abwägungsbeschluss des/der  Gvst Ba GV 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

Keine Bedenken.  

 

Die Hinweise werden ohne planbeeinflussende 
Wirkung zur Kenntnis genommen. 

Die BAB liegt über 1 km vom Plangebiet entfernt, die 
L 3187 liegt ca. 200 m entfernt und die innerorts 

verlaufende K 196 liegt ca. 450 m entfernt 

 

Beeinträchtigende Emissionen sind demnach nicht zu 
befürchten. 
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BAULEITPLANUNG DER GEMEINDE RANSTADT 

Ergänzungssatzung „Die Niedergärten“ in der Gemarkung 

Dauernheim 

Abwägung der während der Zeit vom 11.03.2019 - 12.04.2019, 

nach § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen 

STELLUNGNAHME: Deutsche Telekom Vom 07.05.2019 

Abwägungsbeschluss des/der  Gvst Ba GV 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

Keine Bedenken.  
Den Hinweisen zur frühzeitigen Abstimmung der 

Erschließungsmaßnahmen, wird im Rahmen der 

weiterführenden Planungen nachgekommen. 
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BAULEITPLANUNG DER GEMEINDE RANSTADT 

Ergänzungssatzung „Die Niedergärten“ in der Gemarkung 

Dauernheim 

Abwägung der während der Zeit vom 11.03.2019 - 12.04.2019, 

nach § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen 

STELLUNGNAHME: IHK Gießen-Friedberg  Vom 06.05.2019 

Abwägungsbeschluss des/der  Gvst Ba GV 

 
 

 
 

 
 

 
 

Den Hinweisen ist bereits Rechnung getragen. 

Das gesamte Siedlungsquartier beinhaltet bereits 
jetzt schon alle, innerhalb eines Mischgebietes, 

zulässigen Nutzungsarten, die von gewerblichen 
Einrichtungen über Lagerhaltung bis hin zum 

Wohnen gehen. 

Das noch unbebaute Plangebiet sieht die Ausweisung 

eines Mischgebietes vor und ist damit mit den 
angrenzenden Siedlungsnutzungen grundsätzlich 

vereinbar. 
Insofern entfaltet die Ergänzungssatzung keine 

Einschränkungen für die ansässigen Unternehmen 

oder die vorhandenen Wohnnutzungen. 

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass keinerlei 
Einwendungen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung  
vorgebracht wurden. 
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BAULEITPLANUNG DER GEMEINDE RANSTADT 

Ergänzungssatzung „Die Niedergärten“ in der Gemarkung 

Dauernheim 

Abwägung der während der Zeit vom 11.03.2019 - 12.04.2019, 

nach § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen 

STELLUNGNAHME: Kreisausschuss des 
Wetteraukreises                                        Seite 1  

Vom 09.05.2019 

Abwägungsbeschluss des/der  Gvst Ba GV 

 
 

Gesundheit- und Gefahrenabwehr/ 
Kommunalhygiene : 

Keine Bedenken 

 

 
Archäologische Denkmalpflege: 
Keine Bedenken 
 

 

Brandschutz: 

Keine Bedenken.- 

Die Löschwasserversorgung ist nach derzeitigem 

Kenntnisstand sichergestellt. 
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STELLUNGNAHME: Kreisausschuss des 
Wetteraukreises                                      Seite 2 

Vom 09.05.2019 

Abwägungsbeschluss des/der  Gvst Ba GV 

 

 
 

 

 

 
 

 

 

 
 

Naturschutz und Landschaftspflege: 
Die grundsätzlichen Bedenken werden zurückge-

wiesen. 

Der FD Bauordnung hat keine grundsätzlichen 

Bedenken, vielmehr enthält die Stellungnahme 
konstruktive Vorschläge zur Realisierung des 
Vorhabens.  

Die Satzung begründet zudem nicht die Zulässigkeit 

von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung 

einer Eingriffs- und Ausgleichsermittlung unter-

liegen.  
Die vorliegende Satzung dient lediglich der 
Zulässigkeitserleichterung für bauliche Anlagen. 

 

Den Anregungen zur Eingriffsminimierung (s. Seite 

3) wird weitestgehend entsprochen: 

Zu Pkt. 1: 
Statt einer mehrreihigen Hecke werden einzelne 

Obstbäume zur Pflanzung festgesetzt. Diese Art der 

Ortsrandgestaltung entspricht eher dem Land-
schaftsbild als eine Heckenanpflanzung.  
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STELLUNGNAHME: Kreisausschuss des 
Wetteraukreises                                       Seite 3 

Vom 08.04.2019 

Abwägungsbeschluss des/der  Gvst Ba GV 

 

Zu Pkt. 2: 
Der Anregung wird entsprochen. Eine Pflanzliste ist 

nicht erforderlich. Der Begriff „heimische Sträucher 

und Bäume“ wird in die Festsetzungen aufge-

nommen. 

Zu Pkt. 3: 

Mit der Festsetzung wird sichergestellt, dass auch 

neu gepflanzte Obstbäume, die nach einigen Jahren 

durchaus abgängig sein können, zu ersetzen sind.  

Zu Pkt. 4: 

Der Abstand der Baugrenze zum Birnbaum wird 
etwas vergrößert, so dass keine Beeinträchtigung 

stattfindet. 

 

Wasser und Bodenschutz: 
Keine Bedenken. 
 

Agrarfachaufgaben: 
Keine Einwendungen 

Die Grundstücke der Flur 1, Flst. 422/1, 422/2 sowie 

415 und 416 sind nicht Bestandteil des Geltungs-
bereichs. Nach derzeitigem Kenntnisstand sind keine 
Veränderungen der Bewirtschaftung vorgesehen. 

 

Bauordnung: (s. Seite 4) 
Bodenrechtliche Spannung hat das BVerwG in seiner 
Entscheidung vom 05.12.2013 - 4 C 5/12 - 
folgendermaßen beschrieben: 
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STELLUNGNAHME: Kreisausschuss des 
Wetteraukreises                                       Seite 4 

Vom 09.05.2019 

Abwägungsbeschluss des/der  Gvst Ba GV 

"Bodenrechtlich beachtliche und bewältigungsbe-

dürftige Spannungen sind dadurch gekennzeichnet, 
dass das Vorhaben die vorhandene Situation in 

bauplanungsrechtlich relevanter Weise verschlech-

tert, stört oder belastet und das Bedürfnis hervor-

ruft, die Voraussetzungen für seine Zulassung unter 
Einsatz der Mittel der Bauleitplanung zu schaffen 

(Urteil vom 16. 09. 2010 – BverwG). 

Städtebauliche Spannungen können nach Recht-

sprechung nur dann auftreten, wenn das Vorhaben, 
unabhängig von seiner Nutzungsart, den vor-

handenen Rahmen in unangemessener Weise über-
schreitet. Aufgrund der Größe des Areals und der 

damit einhergehenden Bebauungs- und Nutzungs-

möglichkeiten ist eine Verletzung der v. g. Kriterien 

jedoch nicht erkennbar.  
Um die Anregungen der BA aufzunehmen wird zum 
einen die Baugrenze geringfügig reduziert und ver-

masst und zum anderen wird festgesetzt, dass je Ge-

bäude eine max. Grundfläche (GR) von max. 500 m² 

zulässig ist. Die gegenüberliegenden baulichen An-

lagen sind flächenmäßig ähnlich bzw. größer 
(Lagerhalle 450 m², GE-Betrieb über 1.000 m² 
Wohngebäude über 500 m²). 

Die Einhaltung der Lärmwerte dürfte unproblema-

tisch sein, da bereits jetzt schon Gewerbe und 

Wohnbebauung unmittelbar aneinander grenzen und 

zu keinerlei Störungen führen. 
 

Denkmalschutz:  Keine Bedenken  
 
Besondere Schulträgeraufgaben:  Keine Bedenken 
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BAULEITPLANUNG DER GEMEINDE RANSTADT 

Ergänzungssatzung „Die Niedergärten“ in der Gemarkung 

Dauernheim 

Abwägung der während der Zeit vom 11.03.2019 - 12.04.2019, 

nach § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen 

STELLUNGNAHME: Landesamt für Denkmalpflege  Vom 06.05.2019 

Abwägungsbeschluss des/der  Gvst Ba GV 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

Keine Bedenken. 
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BAULEITPLANUNG DER GEMEINDE RANSTADT 

Ergänzungssatzung „Die Niedergärten“ in der Gemarkung 

Dauernheim 

Abwägung der während der Zeit vom 11.03.2019 - 12.04.2019, 

nach § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen 

STELLUNGNAHME: Amt für Bodenmanagement  Vom 30.04.2019 

Abwägungsbeschluss des/der  Gvst Ba GV 

 
 

 
 

 

 
 

 

Keine Bedenken. 
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BAULEITPLANUNG DER GEMEINDE RANSTADT 

Ergänzungssatzung „Die Niedergärten“ in der Gemarkung 

Dauernheim 

Abwägung der während der Zeit vom 11.03.2019 - 12.04.2019, 

nach § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen 

STELLUNGNAHME: Oberhessen Gas   Vom 11.03.2019 

Abwägungsbeschluss des/der  Gvst Ba GV 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

 
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb des 

Netzgebietes. 
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BAULEITPLANUNG DER GEMEINDE RANSTADT 

Ergänzungssatzung „Die Niedergärten“ in der Gemarkung 

Dauernheim 

Abwägung der während der Zeit vom 11.03.2019 - 12.04.2019, nach 

§ 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen 

STELLUNGNAHME: Reg.-Präsid. Darmstadt     Seite 1 Vom 16.04.2019 

Abwägungsbeschluss des/der  Gvst Ba GV 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

Regionalplanung: 
Keine Bedenken. 

 

Naturschutz: 
Keine grundsätzlichen Bedenken. 
 

 

 

Grundwasserschutz/Wasserversorgung: 
Zu Pkt. 1-2: 
Die Hinweise sind allgemeiner Art. 
Die Löschwasserversorgung kann nach derzeitigem 

Kenntnisstand als gesichert gesehen werden, da für die 

unmittelbar angrenzenden Siedlungsgebiete der 
Brandschutz bereits gesichert ist. 
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STELLUNGNAHME: Reg.-Präsid. Darmstadt     Seite 2 Vom 16.04.2019 

Abwägungsbeschluss des/der  Gvst Ba GV 

 
Zu Pkt. 3: 

Der in der Satzung bereits enthaltene Hinweis auf die 
Schutzzone wird aktualisiert. 

 

 

Abwasser: 
Keine Einwendungen. Die UWB ist im Verfahren 

beteiligt worden und hat keine Bedenken zur Planung. 
 

 

Bodenschutz: 
Keine Einwendungen. 
 

 

 

 
 
 

 

 

Immissionsschutz: 
Keine Einwendungen. 
 
Allgemein: 

Der Hinweis wird beachtet. 

 

   

 




